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Parteiverbot und „politisches Ermessen“ am Beispiel der AfD 

Thorsten Koch1 

I. (K)ein AfD-Verbotsverfahren? 

Handelt es sich bei der „Alternative für Deutschland“ (AfD) um eine verfassungs-
widrige Partei, so dass ein Verfahren auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
(Art. 21 Abs. 4 GG) in deren Feststellung und damit ein Parteiverbot münden 
würde? Diese Frage kann derzeit nicht abschließend beantwortet werden, da sich 
der Ausgang eines solchen Verfahrens nicht mit letzter Sicherheit vorhersagen 
lässt. Wie nicht zuletzt die (zweite) Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
betreffend ein Verbot der NPD (heute: „Die Heimat“) gezeigt hat, nimmt das Bun-
desverfassungsgericht in diesen Fällen eine sorgfältige und detaillierte Prüfung 
von Anhaltspunkten für verfassungsfeindliche Ziele und Aktivitäten vor.2 In die-
sem Zusammenhang wäre auch der Frage nachzugehen, ob die AfD – ähnlich der 
NPD – als Ganzes nach ihren (tatsächlichen) Zielen oder dem Verhalten ihrer An-
hängerinnern und Anhänger die Menschenwürde von Teilen der Bevölkerung 
– namentlich von Personen mit Migrationshintergrund und/oder islamischen 
Glaubens – negiert,3 insbesondere das Konzept eines ethnisch definierten Volks-
begriffs4 verfolgt,5 der mit der Menschenwürde und dem grundgesetzlichen De-
mokratieprinzip unvereinbar ist.6 Insoweit erforderlich wäre der Nachweis einer 
„charakteristischen Grundtendenz“,7 deren Feststellung dann vordergründige an-
derslautende Erklärungen einer Partei nicht notwendig entgegenstehen.8 

In diesem Zusammenhang kommt auch eine Verwertung der von Verfassungs-
schutzbehörden aufgrund einer Beobachtung einer Partei gewonnenen Erkennt-

                                                           
1 Prof. Dr. Thorsten Koch ist Gastprofessor für Öffentliches Recht mit dem Schwerpunkt Polizei- 

und Ordnungsrecht an der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin. 
2 BVerfGE 144, 20 (246 ff. in Rn. 634 ff.). 
3 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (107 ff. in Rn. 149 ff.); HessVGH, B. v. 26.09.2025 

– 8 B 1714/23, Rn. 104 (juris); BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 135 ff. (juris); VG 
München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 169 ff. (juris); VG Dresden, B. v. 15.07.2024 
– 6 L 20/24, Rn. 139 ff. (juris). 

4 Ogorek, JZ 2025, 53 (62), sieht hierin „eine zentrale ideologische Grundlage der Partei“; ein-
schränkend VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 253 ff. 

5 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (103 ff. in Rn. 129 ff.); HessVGH, B. v. 26.09.2025 
– 8 B 1714/23, Rn. 95 ff. (juris); BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 105 ff. (juris); 
VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 113 ff. (juris); VG Dresden, B. v. 
15.07.2024 – 6 L 20/24, Rn. 120 ff. (juris). 

6 BVerfGE 144, 20 (247 in Rn. 638); 168, 193 (310 in Rn. 326). 
7 BVerfGE 144, 20 (247 in Rn. 635); 168, 193 (310 in Rn. 326). 
8 Vgl. OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (98 in Rn. 87) unter Bezugnahme auf ECHR, NVwZ 2021, 

705 (708 in Rn. 96), sowie ebd., S. 111 in Rn. 173. 
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nisse in Betracht, die zu deren Einstufung als „Verdachtsfall“9 oder einzelner Lan-
desverbände als „gesichert rechtsextremistisch“10 geführt haben. Zwar unter-
scheiden sich die Voraussetzungen für die Beobachtung einer Partei durch den 
Verfassungsschutz (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 BVerfSchG) von denen eines Parteiverbots 
(Art. 21 Abs. 2 GG), so dass aus dem Vorliegen der Voraussetzungen der Be-
obachtung nicht auf die Verfassungswidrigkeit der Partei geschlossen werden 
kann.11 Da die Beobachtung einer Partei gerade der Aufklärung etwaiger verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen dienen soll, können hierfür nicht die Maßstäbe 
angelegt werden, die für ein Parteiverbot gelten.12 Das hindert aber naturgemäß 
nicht die Be- und Verwertung der gewonnenen Erkenntnisse im Hinblick auf die 
Verfassungsfeindlichkeit einer Partei.  

Die Feststellung, dass die AfD verfassungswidrig ist, erscheint danach auf Grund-
lage der vorliegenden Erkenntnisse als zumindest denkbar.13 Das bislang bekannt 
gewordene Material begründet immerhin den „starken Verdacht“ dass die politi-
schen Zielsetzungen der AfD auch beinhalten, „den Schutz der Menschenwürde 
außer Geltung zu setzen“,14 insbesondere „Deutsche mit Migrationshintergrund 
menschenwürdeverletzend auszugrenzen“.15 Es ergebe sich mit jedenfalls „hinrei-
chende[r| Gewissheit“, dass innerhalb der AfD gegen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung gerichtete Bestrebungen entfaltet werden.16 Insbesondere 
vertrete die AfD „teilweise offen politische Forderungen, die mit der verfassungs-
mäßigen Ordnung in Gestalt der Menschenwürdegarantie nicht im Einklang ste-
hen“.17 Das Vorhandensein verfassungsfeindlicher Bestrebungen erscheint da-
nach nicht als zweifelhaft. Es verbleibt aber die Frage, ob sie die Gesamtpartei so 
prägen, dass hieraus auf die Verfassungsfeindlichkeit der Partei als Ganzes ge-
schlossen werden kann. 

Vor dem Hintergrund der politischen Ausrichtung der AfD und ihrer rechtlichen 
Bewertung auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung, etwa der Einstufung der Ge-
samtpartei als „gesichert rechtsextremistisch“ durch das Bundesamt für Ver-

                                                           
9 Vgl. dazu OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (99 ff. in Rn. 98 ff.); BVerwG, NVwZ 2025, 1932 

(1935 f. in Rn. 17 f.). 
10 Vgl. dazu VG Dresden, B. v. 15.07.2024 – 6 L 20/24, Rn. 96 ff. (juris); s. ferner VG Berlin, B. v. 

02.02.2024 – 1 L 340/23, Rn. 28 ff. (juris) zu einem „Rechtsextremismuspotential“. 
11 Vgl. BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1938 in Rn. 37), s. ferner Ogorek, JZ 2025, 53 (61). 
12 So VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 143; vgl. ferner OVG NW, NVwZ-Beilage 

2024, 94 (100 f. in Rn. 111). 
13 Instruktiv zur Delegitimierung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung durch der AfD zu-

zurechnende Äußerungen VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 341 ff. (juris). 
14 OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (102 in Rn. 125). 
15 VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 109 (juris); zusammenfassend VerfGH 

Rh.-Pf., Urt. v. 02.04.2025 – VGH O 11/24, Rn. 63 (juris). 
16 VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 158. 
17 VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 197. 
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fassungsschutz (BfV) Anfang 2025,18 wird daher seit einiger Zeit mit wechseln-
der Intensität die Möglichkeit eines Verbotsverfahrens diskutiert. Dabei geht es 
neben den „Erfolgschancen“ eines entsprechenden Antrags auch um Fragen der 
politischen Zweckmäßigkeit.  

Dem vorgelagert ist allerdings die Frage, inwieweit überhaupt ein Entscheidungs-
spielraum politischer Stellen im Hinblick auf die Einleitung eines Verbotsverfah-
rens existiert, der Raum für Aspekte politischer Opportunität lässt. Allerdings ist 
dies nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Fall, 
da es danach im (politischen) Ermessen der antragsberechtigten Organe steht, ob 
diese einen (Verbots-)Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer 
Partei stellen oder den Weg der politischen Auseinandersetzung mit den Zielen 
einer (mutmaßlich) verfassungsfeindlichen Partei wählen. Diese schon vor nahe-
zu 70 Jahren erfolgte19 und vor einem halben Jahrhundert bestätigte20 Festlegung 
ist 2024 in der Entscheidung betreffend den Ausschluss der Partei „Die Heimat“ 
(früher NPD) von der staatlichen Parteienfinanzierung mit einem eher beiläufigen 
Hinweis auf ein offenbar als selbstverständlich vorausgesetztes politisches Er-
messen wieder aufgegriffen worden,21 was als Hinweis auf die unveränderte Fort-
geltung dieses Grundsatzes verstanden werden kann. Auf dieser Grundlage wäre 
es mithin „verfassungsrechtlich legitim“, eine für verfassungswidrig erachtete 
Partei „durch eine mit Argumenten geführte politische Auseinandersetzung in die 
Schranken verweisen zu lassen“,22 da die antragsberechtigten Verfassungsorgane 
auch auf diesem Wege ihren Auftrag erfüllen könnten, die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung zu wahren und zu verteidigen.23 

                                                           
18 Vgl. dazu jetzt (eine hinreichende Gewissheit mit dem Fokus auf etwaige Ungleichbehandlungen 

von deutschen Staatsbürgern muslimischen Glaubens verneinend) VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 
13 L 1109/25, Rn. 194 ff. 

19 BVerfGE 5, 85 (113 und 129 f.). 
20 BVerfGE 40, 287 (291). 
21 BVerfGE 168, 193 (259 in Rn 190). 
22 BVerfGE 40, 287 (291 f.). 
23 Zustimmend Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 546; s. ferner 

Morlok, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 21 Rn. 160; Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (296 f.), 
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 26.02.2026); Ogorek, JZ 2025, 53 (61); 
Rixen, in: Kersten/Rixen, ParteiG § 32 Rn. 10; Volkmann, DÖV 2007, 577 (583 f.); Kunig, in: 
Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, 3. Aufl., Bd. III (2005), § 40 Rn. 60; anders 
Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, Art. 21 Rn. 245; Stein, in: Ipsen, ParteiG, 2. Aufl. 2018, Vor 
§§ 32, 33 Rn. 4; Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 180 ff.; Böhme, MIP 2024, 319 
(321 ff.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
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II. Art. 21 Abs. 2 GG und die „wehrhafte Demokratie“ 

1. Die Antragstellung – eine Ermessensentscheidung? 

Es muss an dieser Stelle offenbleiben, inwieweit es sich bei der Aufklärung über 
derartige Annahmen und Bestrebungen um ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen handelt. Mit Blick auf die AfD erscheint aller-
dings als zweifelhaft, dass die Vorstellung zielführend ist, man könne die AfD 
und ihr Personal „politisch stellen“, sofern zutrifft, dass der Kreis der Anhänge-
rinnen und Anhänger sowie auch der Wählerinnen und Wähler dieser Partei zu 
einem erheblichen Teil aus Personen besteht, die rechtsextremistische und frem-
denfeindliche Vorstellungen vertreten.24 Aus verfassungsrechtlicher Perspektive 
stellt sich aber primär die Frage, ob und ggf. in welchem Umfang den antragsbe-
rechtigten Verfassungsorganen hinsichtlich eines Verbotsantrags ein politisches 
Ermessen zukommt, inwieweit man sich also alternativ auch für die „politische 
Bekämpfung“ einer als verfassungswidrig identifizierten Partei entscheiden kann.  

Nimmt man zunächst den Wortlaut von Art. 21 Abs. 2 GG zum Ausgangspunkt, 
so enthält die Vorschrift allein die schlichte Feststellung, dass eine Partei verfas-
sungswidrig ist, wenn sie nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer Anhänge-
rinnen und Anhänger darauf ausgeht, „die freiheitliche demokratische Grundord-
nung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden“. Die Bedeutung der Vorschrift erschließt sich erst in 
einer Gesamtschau mit Art. 21 Abs. 4 GG, der bestimmt, dass über die Frage der 
Verfassungswidrigkeit das Bundesverfassungsgericht entscheidet. Damit einher 
gehen zwei Konsequenzen: Der nach dem Wortlaut von Art. 21 Abs 2 GG allein 
die gegebene Verfassungswidrigkeit einer Partei feststellenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts kommt zugleich eine „konstitutive Bedeutung“25 inso-
fern zu, als die betreffende Partei mit der Entscheidung „verboten“ wird: Es ent-
spricht dem allgemein konsentierten Verständnis der Regelung als Ausdruck der 
wehrhaften Demokratie („militant democracy“26), dass eine verfassungswidrige 
Partei aufgrund des „mit den demokratischen Grundprinzipien in Widerspruch 
stehenden Inhalts ihrer politischen Vorstellungswelt die Voraussetzungen für die 
Mitwirkung bei der politischen Willensbildung des Volkes nicht erfüllt“ und des-
halb hiervon ausgeschlossen ist.27 Aus der Monopolisierung der Entscheidung 
beim Bundesverfassungsgericht folgt damit zugleich das sog. „Parteienprivileg“: 
Staatlichen Stellen ist es grundsätzlich verwehrt, die Verfassungswidrigkeit einer 
                                                           
24 Vgl. dazu R. Bocksch, Rechtsextreme Positionen finden Anklang bei AfD-Wähler:innen, https:// 

de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zu-
stimmen/ (abgerufen 26.02.2026). 

25 BVerfGE 107, 339 (362). 
26 Zu diesem Begriff Voßkuhle/Kaiser, JuS 2019, 1154. 
27 BVerfGE 2, 1 (73). 

https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
https://de.statista.com/infografik/31574/anteil-der-befragten-die-diesen-rechtsextremen-positionen-zustimmen/
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Partei bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts rechtlich geltend 
zu machen.28 

Art. 21 Abs. 2 GG entfaltet damit eine gleichsam „doppelte Schutzwirkung“.29 
Zum einen handelt es sich bei einem Parteiverbot um die schärfste Waffe des 
demokratischen Rechtsstaats gegen seine organisierten Feinde.30 Es soll den Risi-
ken begegnen, die von der Existenz einer Partei mit verfassungsfeindlicher 
Grundtendenz und ihren typischen verbandsmäßigen Wirkungsmöglichkeiten 
ausgehen.31 Zugleich dient die Monopolisierung der Entscheidung beim Bundes-
verfassungsgericht aber auch dem Schutz betroffener Parteien, weil sie bis zur 
Feststellung ihrer Verfassungswidrigkeit durch das Bundesverfassungsgericht als 
verfassungsmäßig zu behandeln sind.32 

Zwar wird eine Partei danach erst mit der (Verbots-)Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts konstitutiv „vom Spielfeld genommen“. Schon aus der „kategori-
schen Formulierung“33 von Art. 21 Abs. 2 GG und der damit erfolgenden Bezug-
nahme auf eine vorgegebene und vorgefundene Verfassungswidrigkeit lässt sich 
aber ablesen, dass die Beteiligung einer solchen Partei am politischen Wettbe-
werb kein von der Verfassung gewollter Zustand ist, sondern die Partei grund-
sätzlich von der Beteiligung an der Willensbildung des Volkes ausgeschlossen 
sein soll. Auf die Beeinträchtigung oder Abschaffung der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung zielende Parteien sind nach Art. 21 Abs. 2 GG ohne Wei-
teres „verfassungswidrig“ und damit verboten. Es handelt sich um eine unmittel-
bar kraft Verfassungsrechts eintretende Rechtsfolge, die aber erst durch das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt werden muss, um Wirkung zu entfalten.34  

Vom Bundesverfassungsgericht zu beantworten ist damit eine der Subsumtion 
zugängliche Rechtsfrage, indem die Ziele der Partei (und das darauf gerichtete 
Verhalten ihrer Anhängerinnen und Anhänger) einer Würdigung am Maßstab un-
verzichtbarer Kernelemente der Verfassungsordnung unterzogen werden: Um den 
Tatbestand von Art. 21 Abs. 2 GG zu erfüllen, muss eine Partei zum einen mit 
einer gewissen Zielgerichtetheit die „Außerkraftsetzung der bestehenden Verfas-
sungsordnung“ betreiben, indem sie sich gegen „eines der Wesenselemente der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung (Menschenwürde, Demokratie, Rechts-

                                                           
28 Vgl. BVerfGE 2, 1 (73); 5, 85 (140); 40, 287 (291); 47, 198 (228); 107, 339 (362); 144, 20 (201 

in Rn. 526); 168, 193 (272 in Rn. 222). 
29 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 215; Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, 

GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 571; Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 161. 
30 BVerfGE 144, 20 (159 in Rn. 405). 
31 BVerfGE 144, 20 (195 in Rn. 514). 
32 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 215. 
33 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 546. 
34 BVerfGE 2, 1 (73). 
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staat)“ wendet.35 Darüber hinaus müssen nach der neueren Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts konkrete Anhaltspunkte von Gewicht vorliegen, die 
es bei einer „wertenden Gesamtbetrachtung“36 als zumindest möglich erscheinen 
lassen, dass das gegen die Schutzgüter des Art. 21 Abs. 2 GG gerichtete Handeln 
einer Partei erfolgreich sein kann („Potentialität“).37 

Aus diesem Regelungskonzept folgt, dass die Mitwirkung einer (noch) nicht ver-
botenen Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung an der politischen Willens-
bildung allein deshalb weiterhin möglich ist, weil die Rechtsfrage nach ihrer Ver-
fassungswidrigkeit noch nicht durch die dafür zuständige Stelle – das Bundesver-
fassungsgericht – beantwortet wurde und die Partei deshalb von anderen staatli-
chen Stellen wie jede andere nicht verbotene Partei zu behandeln ist. Gleichwohl 
handelt es sich bei der Mitwirkung einer solchen Partei am Wettbewerb um Zu-
stimmung um einen im Ausgangspunkt mit Art. 21 Abs. 2 GG nicht im Einklang 
stehenden Zustand. Es widerspricht dem Konzept des Grundgesetzes, die betref-
fende Partei an dem parteibezogenen Element der doppelten Schutzwirkung des 
Art. 21 GG dauerhaft teilhaben zu lassen und ihr damit die Möglichkeit der Be-
kämpfung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung einzuräumen. Zwar 
handelt es sich bei politischen Parteien um „frei gebildete, im gesellschaftlich-
politischen Bereich wurzelnde Gruppen“,38 die allein berufen sind, an der Willens-
bildung des Volkes mitzuwirken.39 Sie sind aber zugleich darauf ausgelegt, „in den 
Bereich der institutionalisierten Staatlichkeit hineinzuwirken,“40 indem sie ihren 
„Meinungen, Interessen und Bestrebungen [...] auch im Bereich der staatlichen 
Willensbildung Geltung zu verschaffen versuchen“,41 um damit „einen wirksamen 
Einfluss auf das staatliche Geschehen zu ermöglichen“.42 Dabei bedarf es aufgrund 
des Erfordernisses der „Potentialität“ auch eines gewissen Maßes an Erfolgsaus-
sichten. Dies schließt es aus anzunehmen, dass ein Antrag auf ein „Parteiverbot“ im 
Ermessen der antragsberechtigten Organe stehen könnte, das es zulässt, politischen 
Zweckmäßigkeitserwägungen Raum zu geben. Es ist fernliegend, dass es das 
Grundgesetz den antragsberechtigten Staatsorganen gestatten will, gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten und potentiell erfolgver-
sprechenden Aktivitäten dauerhaft tatenlos zuzusehen. Nach Art. 21 Abs. 2 und 4 GG 

                                                           
35 BVerfGE 144, 20 (213 f. in Rn. 556). 
36 BVerfGE 144, 20 (225 in Rn. 587). 
37 Vgl. BVerfGE 144, 20 (245 ff. in Rn. 585 ff.). 
38 BVerfGE 20, 56 (101); 148, 11 (24 in Rn. 41); s. ferner BVerfGE 52, 63 (85); 73, 40 (85); 104, 

14 (19); 162, 207 (228 in Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
39 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 10. 
40 BVerfGE 20, 56 (101); 52, 63 (85); 73, 40 (85); s. ferner BVerfGE 148, 11 (24 in Rn. 41); 154, 320 

(334 in Rn. 45); 162, 207 (228 in Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
41 BVerfGE 20, 56 (101). 
42 BVerfGE 148, 11 (24 in Rn. 41); 154, 320 (334 in Rn. 45); s. ferner BVerfGE 162, 207 (228 f. in 

Rn. 71); 165, 206 (243 in Rn. 106); 166, 93 (156 in Rn. 170). 
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kann der Rechtsfrage nach der Verfassungswidrigkeit einer Partei – wenn sie sich 
denn stellt (dazu sogleich sub 2.) – und damit dem Vorliegen der Verbotsvoraus-
setzungen nicht dauerhaft ausgewichen werden, indem der erforderliche Antrag 
nicht gestellt wird. Damit würde vielmehr ein von der Verfassung nicht gewollter 
– und insofern „verfassungswidriger“ – Zustand perpetuiert, was den Aufgaben 
der antragsberechtigten Verfassungsorgane diametral entgegensteht.43 Sofern 
eine Partei gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtete Ziele 
verfolgt, bedarf es grundsätzlich eines Verbotsantrags.44 

Diesem Befund lässt sich nicht entgegenhalten, dass § 43 BVerfGG den antrags-
berechtigten Organen nach seinem Wortlaut ein Ermessen hinsichtlich der An-
tragstellung einräume. Zum einen ist eine einfach-gesetzliche Ausgestaltung des 
verfassungsgerichtlichen Verfahrens von vornherein nicht geeignet, verfassungs-
rechtliche Vorgaben zu konterkarieren, zum anderen handelt es sich nach dem 
Wortlaut der Norm um eine Regelung der antragsberechtigten Organe, die zu 
einer Antragstellung befugt sind und deshalb einen Antrag stellen können („Der 
Antrag [...] kann von dem Bundestag, dem Bundesrat oder von der Bundesregie-
rung gestellt werden“).45 Desgleichen nicht überzeugend ist der Einwand, dass 
eine Antragspflicht nicht gerichtlich durchsetzbar sei,46 denn Verfassungsorgane 
(einschließlich der Legislativorgane) können rechtlichen Bindungen unterliegen, 
deren Existenz nicht davon abhängig ist, dass deren Einhaltung mit (verfassungs-) 
gerichtlicher Hilfe durchgesetzt werden kann.  

2. Antragspflicht und Beurteilungsspielraum 

Verneint man daher ein Ermessen der antragsberechtigten (Staats-)Organe hin-
sichtlich der Antragstellung, so verlagert sich das Problem auf die Tatbestands-
ebene. Die Feststellung, dass eine Partei verfassungswidrige Ziele verfolgt, beruht 
– wie eingangs ausgeführt – auf einer gründlichen verfassungsgerichtlichen Prü-
fung, ob sich aus dem Programm und/oder der Partei zurechenbaren Äußerungen 
von Repräsentanten, Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhängern ergibt, 
dass die Partei verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, indem sie „darauf ausgeht“, 

                                                           
43 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 182. 
44 Ähnl. Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 245; s. ferner Stein, in: Ipsen, 

ParteiG, 2. Aufl. 2018, Vor §§ 32, 33 Rn. 4; Böhme, MIP 2024, 319 (324), https://doi.org/ 
10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026).  

45 Vgl. Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 243; Klein, in: Dürig/Herzog/ 
Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 545 (mit Fn. 3); Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, 
Art. 21 Rn. 181; Böhme, MIP 2024, 319 (321 f.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 
(abgerufen 26.02.2026). 

46 Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (296), https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 
26.02.2026); Ogorek, JZ 2025, 53 (61); anders Böhme, MIP 2024, 319 (330), https://doi.org/ 
10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331
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die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseiti-
gen. Hieraus folgt, dass die feststehende Verfassungswidrigkeit einer Partei nicht 
Verbotsvoraussetzung sein kann. In Rede steht vielmehr eine (Prognose-) Ent-
scheidung im Hinblick auf die Erfolgsaussichten eines Verbotsantrags. In diese 
Prognoseentscheidung werden auch die politischen Konsequenzen eines etwai-
gen Scheiterns des Antrags eingestellt werden können.47 Insoweit ist mithin ein 
Beurteilungs- bzw. Prognosespielraum der antragsberechtigten Organe anzuer-
kennen, dessen Inanspruchnahme sich aber (allein) an den Erfolgsaussichten des 
Antrags nach Maßgabe der vorliegenden Erkenntnisse zur Ausrichtung einer Partei 
orientieren muss.48 Je mehr sich die „Beweislage“ in Richtung auf die Verfas-
sungswidrigkeit einer Partei verdichtet, umso mehr wird es eines Verbotsverfah-
rens bedürfen, so dass im Falle der Prognose einer hohen Erfolgswahrscheinlich-
keit eine Pflicht zur Antragstellung anzunehmen ist.49 Raum für politische Oppor-
tunitätserwägungen ist an dieser Stelle aber nicht. Es würde vielmehr das Instru-
ment des Parteiverbots und damit das Konzept der wehrhaften Demokratie ad 
absurdum führen, wenn einerseits bei einer unbedeutenden Partei aufgrund der 
mangelnden Potentialität von einem Verbotsverfahren abzusehen ist und ande-
rerseits bei einer größeren Partei gerade wegen ihres vorhandenen Gewichts und 
der sich darin widerspiegelnden Unterstützung durch Teile der Bevölkerung aus 
Gründen politischer Opportunität von einem Verbotsverfahren abgesehen wer-
den könnte. 

III. Folgeprobleme unterbleibender Antragstellung 

Der vorstehende Befund wird bestätigt durch einige Folgeprobleme einer unter-
bliebenen Antragstellung, die sich aus dem Verzicht auf ein Verbotsverfahren 
ergeben können. Auch hierfür hält das Beispiel der AfD einiges an Anschauungs-
material bereit.  

1. Parteibezogene Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 GG 

Bei der auf die Parteien bezogenen Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 und 4 GG 
– dem „Parteienprivileg“ – handelt es sich der Sache nach um eine „materiell-
rechtliche Sperrwirkung“50 dahingehend, dass eine „staatliche Bekämpfung“ einer 
politischen Partei unzulässig ist, solange sie nicht für verfassungswidrig erklärt 
und aufgelöst worden ist.51 Dabei geht es im Kern um den Status der Gleichheit 
der Parteien: Soweit nicht die Instrumente des Art 21 GG – Parteiverbot oder 

                                                           
47 Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 182. 
48 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 243. 
49 Klein, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 82. Erg.-Lfg. 2018, Art. 21 Rn. 547. 
50 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 216. 
51 BVerfGE 111, 382 (410 in Rn. 105). 
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Ausschluss von der staatlichen Parteienfinanzierung – greifen, sind Parteien 
durch den Staat unabhängig von ihrer Ausrichtung grundsätzlich gleich zu be-
handeln; auch verfassungswidrige Parteien dürfen in ihrer Tätigkeit daher nicht 
behindert werden.52 

a) Äußerungen in amtlicher Eigenschaft 

Es liegt nahe, danach auch faktischen Beeinträchtigungen der Parteienfreiheit po-
tentielle Rechtserheblichkeit im Hinblick auf das „Parteienprivileg“ zuzubilligen.53 
Auf dieser Grundlage lassen sich insbesondere amtliche Stellungnahmen zur Aus-
richtung politischer Parteien problematisieren, zumal für Äußerungen zu politi-
schen Parteien, die unter Inanspruchnahme amtlicher Autorität erfolgen, nach 
gängiger Lesart54 eher strenge Regeln gelten.55 Auch wird in der (neueren) Recht-
sprechung nicht mehr in Abrede gestellt, dass mit Äußerungen über eine mögli-
che Verfassungswidrigkeit einer Partei auch faktische Auswirkungen auf die 
durch Art. 21 Abs. 1 GG geschützte Betätigung einer politischen Partei einherge-
hen können.56 Zugleich wird in der verwaltungsgerichtlichen Judikatur nicht nur 
eine Beobachtung einer Partei durch den Verfassungsschutz, sondern auch die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über diesen Vorgang als zulässig angesehen.57 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof stellt hierzu zusammenfassend fest, dass 
verfassungsfeindliche Parteien und Parteien, die Beobachtungsobjekte des Ver-
fassungsschutzes sind, es sich gefallen lassen müssen, „in der öffentlichen Ausei-
nandersetzung als solche bezeichnet zu werden“.58 Dem liegt zugrunde, dass das 
Bundesverfassungsgericht die Bezeichnung einer Partei als „rechtsextrem“ früh-
zeitig unbeanstandet gelassen hat, weil es sich weder um ein administratives Ein-
schreiten handele noch die Verfassungswidrigkeit der Partei rechtlich geltend ge-
macht werde, sondern der Staat mit einer solchen Bewertung die Pflicht erfülle, 
die freiheitliche demokratische Grundordnung zu schützen.59 Derartige Äußerungen 

                                                           
52 BVerfGE 47, 130 (139). 
53 So ausdrücklich Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218. 
54 Vgl. BVerfGE 148, 11 (32 f. in Rn. 64); 154, 320 (339 f. in Rn. 56); 162, 207 (231 f. in Rn. 78); 

s. auch schon BVerfGE 44, 125 (149 f.). 
55 Zur Kritik der Argumentation mit „amtlicher Autorität“ Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 2024, 

Art. 21 Rn. 52 f. 
56 BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (96 in Rn. 61 

und 117 in Rn. 223); HessVGH, B. v. 26.09.2025 – 8 B 1714/23, Rn. 146 (juris); s. ferner 
BayVGH, B. v. 14.09.2023 – 10 CE 23/796, Rn. 75 (juris); VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 
30 K 22.4912, Rn. 68 und 459; VG Berlin, B. v. 02.02.2024 – 1 L 340/23, Rn. 51 (juris). 

57 BVerwG, NVwZ 2025, 1932 (1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (116 f. in 
Rn. 212 ff.); VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 K 326/21, Rn. 171, 974 ff. (juris); VG München, 
Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 70 ff. und 472 ff. (juris); VG Berlin, B. v. 02.02.2024 
– 1 L 340/23, Rn. 51 (juris). 

58 BayVGH, B. v. 03.12.2025 – 3 CE 25.1805, Rn. 22 (juris). 
59 BVerfGE 40, 287 (293). 
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werden in einer neueren Entscheidung daher als Teil der öffentlichen Auseinander-
setzung eingeordnet, gegen die sich die betroffene Partei mit den Mitteln des 
öffentlichen Meinungskampfs zur Wehr setzen müsse.60 Daran anknüpfend hat 
der Verfassungsgerichtshof von Rheinland-Pfalz im Frühjahr 2025 entspre-
chende Einordnungen der AfD durch die (vormalige) Ministerpräsidentin als in 
Wahrnehmung eines Schutzauftrages für die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung erfolgend und deshalb zulässig erachtet.61  

Man mag dem in Ermangelung eines rechtlichen Vorgehens gegen die betref-
fende Partei unabhängig von der (grund-)rechtlichen Relevanz mittelbar-fakti-
scher Beeinträchtigungen durch staatliche Verlautbarungen in Verfassungs-
schutzberichten62 zustimmen können und entsprechende Erklärungen einer Lan-
desregierung als mit dem Konzept der wehrhaften Demokratie vereinbar anse-
hen. Allerdings mündet die Zulässigkeit derartiger Erklärungen trotz Fehlens ei-
ner definitiven Feststellung der Verfassungswidrigkeit einer Partei zwangsläufig 
in die Frage, ob deren Verfassungswidrigkeit uneingeschränkt offenbleiben kann. 
Letztlich steht mit einem solchen Verdikt eine Bewertung der Zielsetzung einer 
politischen Partei im Raum, über die abschließend zu entscheiden nach Art. 21 
Abs. 4 GG allein das Bundesverfassungsgericht berufen ist. Sofern eine Landes-
regierung eine Partei als verfassungswidrig ansieht, ist es ihr auch unbenommen 
zu versuchen, über den Bundesrat ein Verbotsverfahren zu initiieren. Geschieht 
dies nicht, so ergibt sich die paradoxe Situation, dass staatliche Stellen einerseits 
vor einer gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichteten Tätig-
keit einer Partei warnen dürfen, ihr aber andererseits Mittel aus der staatlichen 
Parteienfinanzierung unter den Voraussetzungen von § 18 Abs. 4 ParteiG (und 
vorbehaltlich eines Verfahrens nach Art. 21 Abs. 3 GG) zustehen können und 
ihnen gem. § 5 ParteiG auch (Sach-)Leistungen wie Sendezeit im Rundfunk oder 
öffentliche Einrichtungen zur Verfügung zu stellen sind.63 

b) Rechtsakte 

Der grundsätzlichen Verpflichtung zur Bereitstellung von Leistungen an alle nicht 
verbotenen Parteien entspricht es, dass die Berücksichtigung einer angenomme-
nen Verfassungswidrigkeit einer Partei bei rechtsförmigem administrativem Han-
deln und damit deren rechtliche Geltendmachung nicht in Betracht kommt, bevor 

                                                           
60 BVerfGE 162, 207 (246 f. in Rn. 116).  
61 VerfGH Rh.-Pf., Urt. v. 02.04.2025 – VGH O 11/24, Rn. 35 ff., insb. 38 (juris).  
62 Vgl. dazu auch (mit Blick auf die Pressefreiheit) BVerfGE 113, 63 (76 f. in Rn. 50 ff.). 
63 Krit. hierzu auch Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218; s. ferner Böhme, 

MIP 2024, 319 (327 f.), https://doi.org/10.24338/mip-2024319-331 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/%2010.24338/mip-2024319-331
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nicht das Bundesverfassungsgericht die Verfassungswidrigkeit festgestellt hat.64 
Amtliches Handeln mit Entscheidungscharakter bildet weiterhin die klassische 
Form der (legitimationsbedürftigen) Ausübung von Staatsgewalt,65 so dass der 
Anspruch nicht verbotener verfassungswidriger Parteien auf Gleichbehandlung 
mit anderen Parteien etwa bei der Vergabe staatlicher Leistungen nicht zuletzt in 
der daraus resultierenden Grundrechtsbindung wurzelt.66 

Ein administratives Vorgehen gegen politische Parteien unter Verletzung ihrer 
Betätigungsfreiheit kommt gleichwohl vor. Ein besonders eklatantes Beispiel bil-
det die verweigerte Überlassung einer Stadthalle an die NPD unter Missachtung 
einer entgegenstehenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts durch die 
Stadt Wetzlar im Jahre 2018.67 Zwischenzeitlich hat es auch (gescheiterte) Ver-
suche gegeben, der AfD kommunale Hallen zu verweigern.68 Ebenfalls erwähnt 
sei die Verweigerung von Girokonten für als extremistisch eingestufte Parteien 
durch kommunale Sparkassen, die ebenfalls mit Art. 21 Abs. 2 GG und dessen 
Konkretisierung durch § 5 ParteiG unvereinbar ist, wie erst kürzlich die Sparkasse 
Wetzlar erfahren musste.69 

Als problematisch erweisen sich darüber hinaus Fallgestaltungen, in denen die 
angenommene Verfassungswidrigkeit einer Partei nicht gegenüber der Partei, 
sondern gegenüber Dritten wie namentlich Mitgliedern oder Anhängerinnen und 
Anhängern (mit) zum Anlass für administrative Maßnahmen genommen wird. So 
ist in der Tagespresse im Anschluss an die Einstufung der AfD als „gesichert 
rechtsextremistisch“ durch das Bundesamt für Verfassungsschutz die These ge-
äußert worden, dass es mit Blick auf Angehörige des öffentlichen Dienstes nun-
mehr auch „für Hausmeister [...] eng werden“ könnte, wenn sie der AfD angehö-
ren.70 Das mag übertrieben erscheinen, weil die Entlassung aus einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis allein wegen der Mitgliedschaft in einer verfassungs-

                                                           
64 BVerfGE 144, 20 (201 in Rn. 526); 168, 193 (272 in Rn. 222); BVerwG, NVwZ 2025, 1932 

(1939 in Rn. 42); OVG NW, NVwZ-Beilage 2024, 94 (97 in Rn. 76); HessVGH, B. v. 26.09.2025 
– 8 B 1714/23, Rn. 67 (juris); VG München, Urt. v. 20.06.2024 – M 30 K 22.4912, Rn. 71 (juris); 
VG Berlin, B. v. 02.02.2024 – 1 L340/23, Rn. 51 (juris); VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 K 
326/21, Rn. 168 (juris); VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, Rn. 137. 

65 BVerfGE 107, 59 (87); s. ferner BVerfGE 83, 60 (73); 93, 37 (68). 
66 Näher zum Konzept der sog. „abgestuften Chancengleichheit“ Koch, in: Sachs, GG, 10. Aufl. 

2024, Art. 21 Rn. 34 ff. 
67 Dazu Bäcker, MIP 2018, 112 f., https://doi.org/10.25838/oaj-mip-2018112-113 (abgerufen 

26.02.2026); Hecker, NVwZ 2018, 787 ff. 
68 Beispielhaft VG Augsburg, B. v. 10.02.2026 –7 S 26.310; s. ferner VGH Ba.-Wü., B. v. 21.02.2026 

– 1 S 357/26. 
69 VG Gießen, Urt. v. 03.11.2025 – 8 K 2257/23.GI, Rn. 30 (juris); s. ferner BVerwG, NJW 2019, 

1317 (1320 f. in Rn. 36 ff.). 
70 Tagesspiegel (S. Leber) v. 04.05.2025, https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstu-

fung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html (abge-
rufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.25838/oaj-mip-2018112-113
https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstufung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/folgen-der-hochstufung-fur-afd-mitglieder-sogar-fur-hausmeister-konnte-es-nun-eng-werden-13635712.html
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feindlichen Partei und unabhängig von einem individuellen Fehlverhalten nicht 
zuletzt mit Blick auf Art. 10 und 11 EMRK71 auf Grenzen stößt.72 In Bezug auf die 
Einstellung in den öffentlichen Dienst hat aber das Bundesverfassungsgericht be-
reits vor einem halben Jahrhundert im Zusammenhang mit der Zugehörigkeit ei-
ner Person zu einer Organisation aus dem „linken“ Spektrum („Rote Zelle Jura“) 
entschieden, dass die Mitgliedschaft in einer als verfassungsfeindlich eingestuf-
ten Partei einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst auch dann entgegenstehen 
kann, wenn die Verfassungswidrigkeit der betreffenden Partei vom Bundesver-
fassungsgericht noch nicht festgestellt wurde: Ein Teil des für die „Beurteilung 
der Persönlichkeit“ maßgeblichen Verhaltens könne danach auch der Beitritt oder 
die Zugehörigkeit zu einer politischen Partei sein, die verfassungsfeindliche Ziele 
verfolge.73 Etwaige Rückwirkungen in Bezug auf die Bereitschaft zur Mitwirkung 
in der inkriminierten Partei wurden hingegen mit der Begründung als unbeacht-
lich angesehen, es handele sich allein um mittelbar-faktische Nachteile, vor der 
Art. 21 GG nicht schütze.74  

Aufgrund des Fehlens einer Tatbestandswirkung der Einschätzung der Zielrich-
tung einer Partei durch die Verfassungsschutzbehörden bleibt es betroffenen Per-
sonen wie auch der Partei selbst allerdings unbenommen, die rechtliche und/oder 
tatsächliche Unrichtigkeit der Bezeichnung einer Partei etwa als links- oder rechts-
extrem geltend zu machen, was in einem gerichtlichen Verfahren in potentiellem 
Konflikt mit Art. 21 Abs. 4 GG zu einer Prüfung der Verfassungsfeindlichkeit 
durch ein Verwaltungsgericht führen kann. Zudem ist auch für den vorliegenden 
Zusammenhang zu bezweifeln, dass Rückwirkungen auf die Bereitschaft zur Mit-
gliedschaft oder Mitarbeit in einer Partei, die sich aus daraus gezogenen Rück-
schlüssen auf fehlende Verfassungstreue von Beamtinnen und Beamten ergeben 
könnten, als „nur“ mittelbare und faktische Einwirkung auf die Betätigungsfrei-
heit der Partei rechtlich unbeachtlich sind. Richtigerweise ist es vielmehr als Ver-
letzung des „Parteienprivilegs“ zu werten, wenn für ein Vorgehen gegen Beam-
tinnen und Beamte die Mitgliedschaft in einer administrativ als verfassungswid-
rig bewerteten Partei ausreichen soll.75 In dem bekannten Fall der Entfernung ei-
nes ehemaligen AfD-Politikers und Bundestagsabgeordneten aus dem öffentli-
chen Dienst wurde diese Maßnahme daher auch primär auf den Inhalt als verfas-
sungsfeindlich und rassistisch eingeordneter Äußerungen des Betroffenen ge-
stützt.76 

                                                           
71 Vgl. dazu ECHR, NJW 1996, 375 (377 f. in Nr. 60 f.) – Vogt ./. Deutschland. 
72 Näher Voßkuhle, NVwZ 2022, 1841 (1843) m.w.N. 
73 BVerfGE 39, 334 (359). 
74 BVerfGE 39, 334 (360). 
75 So auch K.-A. Schwarz im „Verfassungsblog“, https://dx.doi.org/10.59704/c8c29e5b8d104dd4 

(abgerufen 26.02.2026). 
76 Dienstgerichtshof für Richter beim OLG Stuttgart v. 18.03.2021 – DGH 2/19 (juris). 

https://dx.doi.org/10.59704/c8c29e5b8d104dd4
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Ein weiteres in diesem Zusammenhang zu nennendes Beispiel bildet die Nichtbe-
willigung eines Schülerpraktikums bei einem AfD-Bundestagsabgeordneten, das 
vom OVG Berlin-Brandenburg bestätigt wurde: Der Praktikumsstätte fehle es an 
der Geeignetheit, weil der Landesverband der AfD, dem der betreffende Abgeord-
nete angehöre, nach den Feststellungen des Landesamtes für Verfassungsschutz 
„gesichert rechtsextrem“ sei.77 Es liegt nahe, auch in diesem Falle eine (mittelbare) 
Ungleichbehandlung der Partei gegenüber anderen Parteien (und deren Abgeord-
neten) anzunehmen, die von der betroffenen Schülerin aber nicht geltend gemacht 
werden konnte, weil insoweit nicht deren subjektive Rechte in Rede stehen. In 
Brandenburg ist zudem seit 2024 in § 64a des Schulgesetzes ein Verbot veran-
kert, Kennzeichen und Propagandamittel verfassungsfeindlicher Organisationen 
in der Schule mit sich zu führen, wobei die Verfassungsfeindlichkeit von Organi-
sationen vermutet wird, die in einem Verfassungsschutzbericht des Bundes oder 
eines Landes als extremistisch benannt werden.78 Diskutiert wird, ob danach auch 
eine Verwendung von AfD-Werbekugelschreibern in der Schule verboten ist.79 

2. Konsequenzen für die (doppelte) Schutzwirkung von Art. 21 Abs. 2 GG 

Die vorgenannten Beispiele geben bereits zu erkennen, dass ein unterbliebenes 
Verbotsverfahren in eine rechtliche Grauzone mündet, in der eine Partei einen 
gleichsam „permanenten Verdachtsfall“ mit Auswirkungen auf die betreffende 
Partei als auch für Dritte bildet, ohne dass diese Frage durch die zuständige Stelle 
– das Bundesverfassungsgericht – abschließend geklärt würde. Damit widerstreitet 
die unterbliebene Antragstellung im Ergebnis beiden Aspekten der doppelten 
Schutzwirkung des Art. 21 GG: Die Partei erhält weiterhin den sprichwörtlichen 
„Freifahrtschein“80 zur Mitwirkung an der politischen Willensbildung, was im 
Falle der tatsächlichen Verfassungswidrigkeit der normativen Vorgabe aus Art. 21 
Abs 2 GG sowie deren Zielsetzung widerspricht. Zugleich können sich Partei (und 
Dritte) mit der (dauerhaften) Einordnung der Partei als verfassungswidrig als 
Grundlage für influenzierendes oder drittbeeinträchtigendes Staatshandeln kon-
frontiert sehen, was zu „Umgehungen der Schutzwirkung des Art 21 Abs. 4 GG“81 
führen kann und in latentem Widerspruch zu dem Entscheidungsmonopol des 

                                                           
77 OVG Berlin-Brandenburg, B. v. 16.01.2026 – 3 S 5/26, Redaktion beck-aktuell, sst, 16.01.2026, 

https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-
afd-politiker (abgerufen 26.02.2026). 

78 GVBl. I 2024, Nr. 2. 
79 Vgl. https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schu 

len-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/ (abgerufen 26.02.2026). 
80 Ursprünglich gemeint ist das in Art. 40 WRV verankert gewesene Recht der Mitglieder des 

Reichstags zur „freien Fahrt auf allen deutschen Eisenbahnen“, s. dazu Koch, in: Sachs, GG, 10. 
Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 199 m.w.N.; die entsprechende Berechtigung findet sich nunmehr in § 16 
Abs. 1 Satz 1 AbgG. 

81 Streinz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Art. 21 Rn. 218. 

https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-afd-politiker
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/ovg-berlin-brandenburg-3s526-schulpraktikum-afd-politiker
https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schulen-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/
https://correctiv.org/faktencheck/2024/04/11/sind-stifte-mit-afd-logo-an-brandenburger-schulen-verboten-was-hinter-dieser-behauptung-steckt/
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Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich der Verfassungswidrigkeit einer Partei 
steht. 

IV. Folgerungen 

Die skizzierten Rückwirkungen unterbliebener Verbotsverfahren auf die doppelte 
Schutzwirkung des Art. 21 Abs. 2 GG machen deutlich, dass die Frage der Ver-
fassungsfeindlichkeit einer Partei nicht dauerhaft ungeklärt bleiben kann, wenn 
hinreichende Anhaltspunkte für entsprechende Bestrebungen vorliegen. Ein poli-
tisches Ermessen der antragsberechtigten Organe in Bezug auf die Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit einer Partei ist daher zu verneinen: Zum einen sind 
diese Parteien schon unmittelbar aufgrund der verfassungsrechtlichen Grundent-
scheidung in Art. 21 Abs. 2 GG nicht zur Mitwirkung an der politischen Willens-
bildung zugelassen, was es ausschließt, diesen Befund durch die Annahme eines 
politischen Ermessens zu konterkarieren; die Beteilung verfassungswidriger Par-
teien am politischen Wettbewerb ist vielmehr ein von der Verfassung nicht ge-
wollter Zustand (oben II. 1.). Zugleich muss es als widersprüchlich erscheinen, 
dieses verfassungsrechtlich vorgesehene Mittel zur Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit einer Partei nicht zu ergreifen, die Verfassungsfeindlichkeit einer Par-
tei aber in anderen Zusammenhängen geltend zu machen (oben III). 

Damit gleichwohl nicht verbunden ist ein „Antragsautomatismus“, da es einer Be-
wertung und Beurteilung der Aus- und Zielrichtung einer Partei sowie – damit 
einhergehend – der Erfolgsaussichten eines Verbotsverfahrens bedarf, mit der 
zwangsläufig ein gewisser Beurteilungsspielraum der zuständigen Stellen einher-
geht (oben II. 2.). Sofern hinreichende und belastbare Erkenntnisse für eine Ver-
fassungswidrigkeit einer Partei i.S.v. Art. 21 Abs. 2 GG vorliegen (und auch eine 
hinreichende „Potentialität“ gegeben ist), kann sich aber der Entscheidungsspiel-
raum zu einer Antragspflicht verdichten. Folgerichtig bedarf es bei belastbaren 
Anhaltspunkten für verfassungswidrige Ziele einer Partei der Prüfung der Erfolgs-
aussichten eines Verbotsverfahrens;82 der Verweis auf die politische Bekämpfung 
ist keine gleichwertige Alternative.  

Betrachtet man vor diesem Hintergrund die (Ausgangs-)Frage nach einem Ver-
botsverfahren betreffend die AfD, so ergeben sich aus dem vorliegenden, insbe-
sondere dem von Verfassungsschutzbehörden zusammengetragenen Material 
deutliche Anhaltspunkte für eine verfassungsfeindliche Grundhaltung dieser Par-
tei. Zudem kann an aktuellen Veröffentlichungen in der Presse abgelesen werden, 
dass Repräsentanten dieser Partei eine – durchaus auch Assoziationen zu NS-

                                                           
82 Einen „Befassungsauftrag“ (unter Anerkennung eines politischen Ermessens der antragsberech-

tigten Organe) grundsätzlich bejahend auch Maurer/Spahr, MIP 2025, 284 (297), https:// 
doi.org/10.24338/mip-2025284-302 (abgerufen 26.02.2026). 

https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
https://doi.org/10.24338/mip-2025284-302
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Vorstellungen von einer „Volksgemeinschaft“ weckende – Unterscheidung zwi-
schen gleichsam „gebürtigen“ Deutschen einerseits und – als „Passdeutsche“ ge-
schmähten – eingebürgerten Personen andererseits vornehmen.83  

Zwar mag es sein, dass diese Sachlage noch nicht den sicheren Schluss auf einen 
Erfolg eines Verbotsverfahrens ermöglicht. So soll derzeit allein der „begründete 
Verdacht“, aber noch keine (letzte) Gewissheit bestehen, dass die AfD deutschen 
Staatsangehörigen mit Migrationshintergrund nur einen rechtlich abgewerteten 
Status zuerkennen wolle.84 Jenseits derartiger Differenzierungen lassen aber die 
bislang vorliegenden Erkenntnisse85 gleichwohl eine Bewertung der politischen 
Ausrichtung der AfD als verfassungsfeindlich und damit den Schluss auf das Be-
stehen von Erfolgsaussichten eines Verbotsverfahrens zu. Dem entspricht, dass 
mehrere Staatsrechtlerinnen und Staatsrechtler die AfD schon Ende 2024 als pro-
totypischen Fall einer Partei bezeichnet haben, „durch die die spezifischen Me-
chanismen der grundgesetzlichen wehrhaften Demokratie aktiviert werden sol-
len“.86 Es ist daher geboten, dass die zuständigen Stellen aktiv prüfen, ob ein Ver-
botsverfahren einzuleiten ist.  

                                                           
83 Vgl. Tagesspiegel (J. Geiler) v. 23.01.2025, https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/ 

abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungs-
schutz-15171712.html (abgerufen 26.02.2026). 

84 So (auf Basis einer begrenzten Tatsachengrundlage) VG Köln, B. v. 26.02.2026 – 13 L 1109/25, 
Rn. 253 ff. 

85 Ausführl. Darstellung für den damaligen Zeitpunkt durch das VG Köln, Urt. v. 08.03.2022 – 13 
K 326/21 (juris); s. ferner VG Dresden, B. v. 15.07.2024 – 6 L 20/24, insbes. Rn. 114 ff. (juris). 

86 v. Arnauld et. al., Rechtswissenschaftliche Stellungnahme zu einem Parteiverbotsverfahren gegen 
die „Alternative für Deutschland“ (AfD) v. 27.11.2024, S. 4, https://www.towfigh.net/de/wp-con-
tent/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf (abgerufen 26.02.2026). 

https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.tagesspiegel.de/potsdam/brandenburg/abstammungsprinzip-im-ausgedienten-autohaus-ein-abend-als-steilvorlage-fur-den-verfassungsschutz-15171712.html
https://www.towfigh.net/de/wp-content/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf
https://www.towfigh.net/de/wp-content/uploads/Rechtliche-Stellungnahme-AfD-Parteiverbot.pdf
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